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Hi werte Genoss_innen,

wir haben uns natürlich sehr über eure Geldspenden und Zusen-
dungen gefreut und brauchen mehr von beiden. 
Großartig finden wir, dass die Zeck ab dieser Ausgabe eine neue
Rubrik zum Thema Antimilitarismus hat. Super Leute, wir hoffen,
ihr bleibt dran!

In dieser Ausgabe haben unter anderem zwei Texte abgedruckt,
die wir kurz kommentieren wollen. Der Text zu den Übergriffen
der RSH haben wir zugesendet bekommen und nehmen ihn so
ins Heft. Wir denken allerdings, dass diese Diskussion vielschich-
tiger ist, als sie hier aufgemacht wird. Wie wir mitbekommen ha-
ben, werden noch weitere Texte zum Thema erscheinen. Wir
wollen an dieser Stelle erst mal nur Folgendes feststellen:Kök-
perliche Übergriffe im Rahmen politischer Konflikte innerhalb
der Linken gehen schon mal gar nicht und können und dürfen
nicht toleriert werden. Gleichzeitig halten wir es für falsch, wenn
im Rahmen solcher Konflikte mit Anzeigen reagiert wird. Dies je-
doch als Rechtfertigung für vorherige Angriffe zu nehmen, sehen
wir lediglich als billigen Versuch das eigene Gewaltverhalten zu
legitimieren. Schön fänden wir, wenn der zugrunde liegende Kon-
flikt den Rahmen einer Identitätspolitik verlässt und stattdessen
politisch geführt wird. 

Den Versuch einer solchen Auseinandersetzung wagt der Text
„Zur Diskussion mit antideutschen Texten“. Leider auf eine Art
und Weise, die bei uns vor allem Kopfschütteln hervorruft. Wir
halten es nicht für sinnvoll, sich einen Begriff „Antideutsche“ zu
basteln und dieses Milieu erst als homogene Figur zu konstruie-
ren, um sie dann als Pappkamerad wirkungsvoll umzuschießen.
Wir glauben, dass die Auseinandersetzung um Themen wie Anti-
semitismus alle angeht und nicht nur als Abgrenzung gegenüber
echten oder vermeintlichen Antideutschen geführt werden
sollte. 

Die Schuhe ausgezogen hat es uns bei der Formulierung „Eine
Kritik am Staat Israel kann nicht antisemitisch sein, wenn das Ge-
biet nicht als religiös-ethnische Figur gedacht wird.“ Ersetze reli-
giös-ethnisch durch jüdisch und denke besser noch mal drüber
nach. Hier wird der Ausgangspunkt von vielen betroffenen Men-
schen zugunsten einer theoretischen Projektion ausgeblendet.
Das halten wir ebenso für falsch wie ein Ausblenden palästinensi-
scher Realitäten im Rahmen der Besatzungspolitik. Wirklich pro-
blematisch finden wir darüber hinaus, dass die Existenz Israels als
jüdischer Staat (historisch in Folge und Konsequenz der Shoa)
hier auf begrifflicher Ebene in Frage gestellt wird. Für uns ist das
kein akzeptabler Diskussionspunkt. Richtig dramatisch wird es
dann, wenn in Bezug auf das nationalsozialistische Projekt der
Vernichtung des „Weltjudentums“ mit dem Satz reagiert wird:
„Die Tötungen aber auf deutsche zu reduzieren, biologisiert die
Täter, dämonisiert Deutsche und verharmlost Faschisten und
Kollaborateure in Resteuropa und der Welt.“ Arme Deutsche,
böse Welt also? 
Soetwas würde in dieser Form wohl auch beim NPD Aufmarsch
in Dresden gut ankommen. Das Motto der Gegenproteste deut-
sche Opfermythen anzugreifen sollte auch und insbesondere in
linken und anarchistischen Zusammenhängen gelten. 

Den Schwarzen Block, eine rebellische Haltung und stumpfe Ab-
lehnung („Deutsche Kontiunitäten angreifen“), finden wir übri-
gens voll gut. 

Wir rechnen mal mit vielen Zuschriften zum nächsten Heft und
verbleiben eure antiquierten Hasskappen der 

Z.
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Autonome VV
am 15.3. 20 Uhr Rote Flora
Thema: Griechenland
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Einladung zur Vorbereitung 
eines Kongresses gegen den
antimuslimischen Rassismus

Aller Orten Islam – überall Muslime!

… so titelte die antirassistische Zeitschrift
ZAG im Juli 2010 in ihrem Schwerpunkt
zum Antimuslismischen Rassismus und griff
damit ein Thema auf, über das in der bür-
gerlichen Mitte viel diskutiert wird und zu
dem es auch in der extremen Rechten klare
Positionen gibt. Menschen die aufgrund äu-
ßerlicher Merkmale als Muslim_innen defi-
niert werden, werden gleichgesetzt mit re-
ligiösen Fundamentalist_innen und  Terro-
rist_innen. Sie werden assoziiert mit allem,
wofür die scheinbar emanzipierte „westli-
che Welt“ nicht stehen will. Dahinter steht
aber keine Religionskritik, sondern ganz
simpler Rassismus.

Und die Linke?  
… hält sich raus oder, noch schlimmer: Sie
beteiligt sich an rassistischen Diskursen. Ob
bewusst oder unbewusst, auch von vielen
Linken werden Menschen, die für Mus-
lim_innen gehalten werden, kollektive anti-
emanzipatorische Wertvorstellungen unter-
stellt. Auch hier geht es nicht um Kritik an
Religion, sondern viel mehr um Gruppen-
konstruktionen, die beängstigende Ähnlich-
keit mit denen der rassistischen Mehr-
heitsgesellschaft haben. Ihren Höhepunkt
findet diese Entwicklung, wenn politische
Argumente mit flachesten „Gut-Böse-Kon-
struktionen“ vermischt, und alle scheinba-
ren Muslime zu Antisemit_innen definiert
werden.

Kein Kommentar...   
Seit Aufkommen des Themas lässt sich in
der Linken aber auch eine relative Sprach-
losigkeit feststellen. Zu Themen wie dem
Verbot des Baus von Moscheen oder der
Diskussion um das Tragen von Kopftüchern
positionieren sich Linke Gruppen allenfalls
anlassbezogen. Auch beteiligten sie sich
kaum am Widerstand gegen öffentliche Auf-
tritte von tatsächlich antifeministischen, ho-
mophoben und antisemitischen Predigern.
Ready for action!
Dass es an der Zeit ist, sich innerhalb der
Linken mit dem Thema „Antimuslimischer
Rassismus“ auseinander zu setzen, zeigen
alle angesprochenen Punkte: Das Anwach-

sen des Rassismus' der Mehrheitsgesell-
schaft gegen Menschen, die als muslimisch
definiert werden, die unreflektierte Repro-
duktion entsprechender Diskurse in der
Linken und am meisten die fehlende Posi-
tionierung und der fehlende Aktivismus.

Wir, Einzelpersonen aus Hamburger anti-
rassistischen und autonomen Zusammen-
hängen, sehen die Linke bezogen auf das
Thema derzeit gefangen in dem Dilemma,
einerseits gegen Rassismus aktiv sein zu
wollen, sich andererseits aber nicht mit
Menschen solidarisieren zu können, denen
antiemanzipatorische Einstellungen unter-
stellt werden. Das Resultat ist die festge-
stellte Handlungsunfähigkeit im Zu-
sammenhang mit dieser derzeit extrem
verbreiteten Form des Rassismus. 

Kongress! 
Um dieses Dilemma aufzulösen und gleich-
zeitig antimuslimischen Ressentiments und
damit verbundenen Spaltungserscheinun-
gen in der Szene entgegen zu wirken, wol-
len wir mit einem „Kongress gegen den
antimuslimischen Rassismus“ eine Gele-
genheit zu einer umfassenden Ausein-
andersetzung mit allen Aspekten des The-
mas schaffen. Das zentrale Ziel hierbei soll
es sein, linke Positionen zu dem Themen-
komplex zu erarbeiten, um ein zentrales
Element widerständiger Politik zurück zu
erlangen: Handlungsfähigkeit!

Alle, die Lust haben sich inhaltlich und or-
ganisatorisch zu beteiligen, wollen wir ein-
laden zu einem ersten Vorbereitungstreffen:
24.03.2012 um 16 Uhr Hafenvokü 
(Hafenstr.116)

Mehr Infos: http://amrhh.blogsport.de

Dort findet ihr auch einen längeren Text
mit Gedanken zum Thema.

...................................................................

Neue Öffnungszeiten vom
Infoladen Schwarzmarkt

Montag 15.00 bis 18.30
Dienstag 15.00 bis 19.00
Mittwoch 15.00 bis 19.00 
ab jetzt immer FrauenLesbenTrans/Interse-
xuellen Tag
Donnerstag 15.00 bis 19.00 immer offen
und am 1. Donnerstag des Monats zusätz-
lich Solidaritätswerkstat zum Briefe schrei-
ben für Gefangene
Freitag 15.00 bis 19.00
Ihr findet uns weiterhin im Kleinen Schä-
ferkamp 46, 20357 Hamburg 

und über Spenden und kleine Dauerauf-
träge auf das Konto: 
Verein zur Förderung der politischen 
Kommunikation e.V.
Ktnr: 711712204
Blz: 20010020 Postbank 
freuen wir uns weiterhin riesig!!

....................................................................

Pressemitteilung SOS St. Pauli
Gründerzeit-Denkmal durch
Rammarbeiten zerstört und
ohne Not abgerissen! 

Die Anwohner-Initiative "SOS St.Pauli" for-
dert einen sofortigen Baustopp, um weitere
Schäden in der Umgebung zu verhindern
und die Verantwortlichkeiten zu klären.
Schon seit Tagen erschütterten heftige
Rammarbeiten die Bernhard-Nocht-Straße.
Anwohner waren bereits in Sorge, weil sie
Risse in den benachbarten Altbauten und
abgesackte Gehwege bemerkten. Die Inve-
storen Köhler und von Bargen jedoch ig-
norierten die Warnzeichen und ließen die
Bauarbeiten weiterlaufen, für den massiven
Bau von Tiefgaragen und Neubauten inmit-
ten der umliegenden Altbauten. Am Frei-
tagmorgen geschah es: Die Giebelwand des
denkmalgeschützten Gebäudes Bernhard-
Nocht-Straße 85-87 brach zusammen, of-
fenbar weil die Investoren ihre Bauwerkssi-
cherungspflicht vernachlässigt hatten. Spä-
ter brachen sie ohne Not den Rest des Ge-
bäudes ab.
Die Anwohner-Initiative "SOS St.Pauli" for-
dert daher sofortigen Baustopp, um wei-
tere Schäden in der Umgebung zu verhin-
dern und die Verantwortlichkeiten zu klä-
ren.
Hamburg hat nicht mehr viele historische
Häuser, und in St. Pauli ist gerade eines der
Schönsten leichtfertig zerstört worden. Das
gründerzeitliche Etagenwohnhaus Bern-
hard-Nocht-Straße 85-87 stand unter
Denkmalschutz. Im Kern noch älter, wurde
es 1885 komplett umgebaut und aufge-
stockt und bekam seine zierliche und reich-
geschmückte Fassade. Freunde und Be-
kannte wohnten in den letzten Jahren dort,
noch hing die Werbung für's Atelier Zippel
in den Fenstern, und das Sailor's Inn bot
den tätowierten Männern aus der Nach-
barschaft günstiges Bier in kuschelig-ver-
qualmter Atmosphäre.
Das Gebäude hätte noch lange dort stehen
können, aber es ist seit gestern unwieder-
bringlich kaputt. Und das war kein Schicksal,
sondern es lag vollständig in der Verant-
wortung der Investoren Köhler und von
Bargen: Selbst wenn man davon ausgeht,
daß die Bauherren den Einsturz der Außen-
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Zur Diskussion mit antideutschen Argumenten
Die folgenden Gedanken wurden hier ge-
schrieben, weil mittlerweile der Eindruck
entstanden ist, dass die typisch antideut-
schen Argumente seit längerer Zeit auf der
Stelle treten. Da es bei vielen Menschen
zum linksradikalen Selbstverständnis ge-
hört, seine eigenen Vorstellungen immer
wieder kritisch zu überprüfen und diese
weiterzuentwickeln, möchte dieses Papier
einige der typisch antideutschen Argu-
mente andiskutieren, die in einem Stillstand
mit der Schlagkraft eines Murmeltiers er-
starren.
Die Meinungen in diesem Papier verstehen
sich als Delegierte einer linksradikalen, an-
archistischen Politikpraxis, die Gefühle,
Analysen und Argumente in eine Diskus-
sion einbringen sollen und die sich um Per-
spektiven bemühen und sich nicht besser-
wisserisch auf Vermeintlichkeiten ausruhen
wollen. 

1.  Der Begriff „deutsche Verhältnisse“ re-
duziert in dem Wort „deutsch“ den kriti-
sierten Herrschaftswillen zu einem natio-
nal-territorialen oder sogar völkischem
Charakterzug. Verhältnisse sind aber nicht
wegen der Nationalität der beteiligten
Menschen wirksam, sondern wegen ihrer
Beziehungen, die die Beteiligten zueinander
haben. Diese nationalistische Gedanken-
struktur zeigt sich in mehreren Argumen-
ten, die typischerweise von Antideutschen,
aber nicht nur von ihnen, vertreten wird.
Leser_innen, die es vorziehen Herrschafts-
verhältnisse im Rahmen von Nationen zu
denken und anzugreifen sollten jetzt aufhö-
ren weiterzulesen. 
Personen, die den durch Rassismus ermög-
lichten Mord an Oury Jalloh hinaus-
schreien, aber nicht mitdenken wollen, dass
in den USA zwar nur ca. 5% der Weltbe-
völkerung leben, aber ca 25% der weltwei-
ten Gefängnisinsassen , dass in den USA
1,65% der als „schwarz“ kategorisierten
Bevölkerung eingeknastet sind, aber nur
0,27% der als „weiß“ kategorisierten Be-
völkerung , und Personen, die Herrschafts-
verhältnisse angreifen, aber nicht mitden-
ken wollen, dass McDonalds ein Muster-
schüler in der kapitalistischen Ausbeutung
seiner Arbeitnehmer ist oder dass Coca-
Cola, Chiquita und andere Konzerne Ge-
werkschaftsaktivisten töten ließen, sollten
dieses Papier auch nicht lesen. Wer hier an-
gesprochen ist, wird es schon wissen.

2.  Natürlich macht es keinen Sinn, den wa-
renproduzierten Teil und den finanzmarkt-
lichen Teil der kapitalistischen Wirtschafts-
weise getrennt voneinander zu bewerten,

weil diese Teile im kapitalistische System
zusammenhängen. Der moderne Finanz-
markt kann funktionieren und Profite ma-
chen, wenn Menschen Kredite aufnehmen
und das tun sie, weil der warenproduzie-
rende Teil des Systems irgendwann anfing
die Käufer ihrer Waren wegzurationalisie-
ren oder immer schlechter zu bezahlten,
wo diese Käufer als Lohnabhängige ja bei
ihnen selbst beschäftigt waren. So ist das
kapitalistische Wirtschaften sogar sich
selbst gegenüber zerstörerisch und kann
nur überleben, wenn es neue Märkte findet,
wo es seine Profite investieren kann und
am Ende mehr als diese Investition heraus-
bekommt. Weil der Kapitalismus also zer-
störerisch ist, für Menschen, für die Natur,
für alles, was in sein System integriert wird,
muss er als Ganzes angegriffen werden. 
Wenn der moderne Finanzmarkt von an-
deren Teilen des kapitalistischen Wirtschaf-
tens isoliert wird, ist es also eine (oftmals
taktisch-verharmlosende) Verschleierung
von kapitalistischen  Zusammenhängen. Für
Faschisten und Antisemiten anschlussfähig
wird solch eine Trennung, wenn dieser Teil
oder ein anderer Teil des Systems ver-
menschlicht oder biologisiert wird und
zum Beispiel einer konstruierten Gruppe,
wie Juden als biologisierte Gruppe, ange-
haftet wird, wie es im Nationalsozialismus
getan wurde. 

Dieses Papier vertritt die Meinung, dass
erst die Vermenschlichung oder Biologisie-
rung eines wirtschaftlichen Verhältnisses
strukturell das ist, was die Nationalsoziali-
sten getan haben und Faschisten heutzu-
tage immer noch tun. Die Isolierung von
Teilen des kapitalistischen Systems (z.b. Fi-
nanzkapital) und Attackierung nur diesen
Teils in der Erwartung, dass ohne ihm das
System besser wäre, wird hier als Ver-
schleierung oder Unkenntnis der Zu-
sammenhänge gesehen. 
Dass trotzdem Menschen mit ihren Hand-
lungen dafür verantwortlich sind, dass der
Kapitalismus inklusive seiner profitmachen-
den Teile als System weiterläuft, ist keine
Vermenschlichung oder Biologisierung,
wenn diese Menschen durch diese Hand-
lungen definiert werden, als Kapitalisten,
und nicht durch willkürlich ausgesuchte so-
ziale Merkmale, wie Religion oder anderem.
Wenn einige menschen solche Personen
wegen ihrer Handlungen angreifen, zum
Beispiel als Kapitalisten, weil sie das kapi-
talistische System fördern, weiter ausge-
stalten usw., dann greift mensch diese Per-
sonen da an, wo sie sind, global. Da spielt es
keine Rolle, wo diese Personen sind, ob

diese Orte Deutschland, Tunesien oder Is-
rael genannt werden. Also, erst wenn Argu-
mente die so angegriffenen Personen als re-
ligiöse, ethnische oder sonst-was-Gruppe
konstruieren, werden diese Argumente ras-
sistisch/antisemitisch o.ä., und dann ist das
strukturell das Gleiche, was die National-
sozialisten getan haben.
Wenn eine Argumentation solche Personen
als Menschen anfeindet, statt ihre Herr-
schafts- und Ausbeutungshandlungen und
Verhältnisse anzugreifen, dann wird die Ar-
gumentation anschlussfähig für Antisemiten. 
Eine Kritik am Staat Israel kann nicht anti-
semitisch sein, wenn das Gebiet nicht als
religiös-ethnische Struktur gedacht wird. In
der Region leben Kapitalisten, Substistenz-
wirtschaftler, Ausgebeutete, rechtskonser-
vative, liberale, anarchistische und sozialbe-
wegte Menschen, militante, friedliche, jüdi-
sche, moslemische und christliche Men-
schen usw. Erst wenn ein Herrschaftsver-
hältnis nicht über die Beziehung und Hand-
lungen der Beteiligten miteinander ange-
griffen wird, sondern die Beziehungen als
jüdisch, palästinensisch, moslemisch usw.
biologisiert werden, ist solch eine Kritik auf
die eine oder andere Weise rassistisch.
Wenn Gewalt und Ausbeutung an Men-
schen mit palästinensischer Nationalität
kritisiert wird ohne die Gewalt und Aus-
beutung an Menschen mit israelischer Na-
tionalität anzugreifen und wenn die Gewalt
und Ausbeutung durch Menschen mit is-
raelischer Nationalität angegriffen wird, die
Gewalt und Ausbeutung durch Menschen
mit palästinensischer Nationalität aber aus-
geblendet wird, ist diese Kritik anschlussfä-
hig für Antisemiten und Islamophobe. Inso-
fern wird Antizionismus und Israelkritik
dann anschlussfähig für Antisemiten, wenn
diese aus irrationaler Feindschaft zu Zioni-
sten und Israel und nicht als Kritik an zio-
nistischer und israelischer Politikpraxis for-
muliert wird.

Dieses Papier vertritt die Ansicht, dass alle
Menschen, die gegenüber Gewalt, Herr-
schaftsverhältnissen, Unterdrückung und
Ausbeutung nicht schweigen, Respekt und
das Hinhören verdienen, egal welche Na-
tionalität, sozialen Status oder Religion sie
haben. Dass Menschen, die ihre Kritik auch
öffentlich sagen oder zeigen, entgegnet
wird, sie hätten einen Selbsthass, psycholo-
gisiert diese Menschen als krankhaft und
entmächtigt sie eine eigene Meinung und
Urteilsvermögen zu haben. Wenn dies
durch Personen geschieht, die über 3000
Km entfernt vom kritisierten Geschehen
leben, an Menschen, die vor Ort sind und
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Aufstehen gegen Abschiebungen innerhalb Europas!

„Dublin II bedeutet, sie spielen Fußball mit uns,
schießen uns von einem Land ins nächste, sie
spielen mit uns und verschwenden unsere
Zeit.“ 

Jugendlicher aus Afghanistan, vor der Ab-
schiebung nach Ungarn durch halb Europa
geflohen

Wir alle kennen Abschiebungen – aber dass
ein Drittel aller Abschiebungen innerhalb
der EU stattfindet, könnte Vielen eher neu 

sein. Fast dreitausend sogenannte „Dublin-
Überstellungen“ waren es im vergangenen
Jahr aus Deutschland. Grundlage dafür ist
die sogenannte Dublin II-Verordnung. An-
ders als der Name glauben macht, werden
die Betroffenen jedoch nicht nach Dublin,
sondern zumeist nach Rom, Mailand, Buda-
pest oder Malta verfrachtet. 

Viele Betroffene wehren sich verzweifelt –
und auch wir wollen am 30. März an Flug-
häfen dagegen aufstehen! Denn durch die
Dublin II-Verordnung sind Flüchtlinge sogar
vor Beginn ihres eigentlichen Asylverfah-
rens von Abschiebung bedroht. Viele irren
jahrelang durch Europa, auf der Suche nach
Schutz und auf der Flucht: nicht nur vor den
Zuständen in ihrem Herkunftsland, sondern
nun auch beispielsweise vor der Haft unter
menschenunwürdigen Umständen in Un-
garn, vor Obdachlosigkeit und Hunger in
Italien, vor völliger Perspektivlosigkeit in
Malta oder der Angst vor Rückschiebung in
einen Verfolgerstaat von Polen aus.

“Wenn du wissen willst, was Ungarn für Flücht-
linge bedeutet, dann musst du versuchen zu
verstehen, was es heißt, sechs Monate in einem
Gefängnis zu leben, das nur mit Tramadol [Be-
ruhigungsmittel] zu ertragen ist. Ungarn ist das
einzige mir bekannte europäische Land, das
Menschen in Hochsicherheitsgefängnisse
sperrt, nur weil sie einen Asylantrag gestellt ha-
ben. Dabei hat Ungarn die Genfer Flüchtlings-
konvention unterzeichnet.“

Flüchtling aus dem Iran, in einem Abschie-
belager in Ungarn

2011 hat der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte entschieden, dass die
Flüchtlingssituation in Griechenland einen
Bruch der Menschenrechte darstellt. Na-
hezu alle europäischen Länder mussten
daraufhin Rückschiebungen dorthin ausset-
zen. In Italien ist die Situation nicht besser:
viele Flüchtlinge leben zum Beispiel in Pla-
stikplanen-Behausungen neben den Bahn-
höfen von Rom, Ostiense oder Ponte Mam-
molo. 

Die „Überstellungen“ nach Malta sind zwar
weniger, die Perspektivlosigkeit ist jedoch
ähnlich gravierend. Es ist daher kein Zufall,
dass es im vergangenen Jahr vor allem Ab-
schiebungen nach Malta waren, bei denen
sich die betroffenen Flüchtlinge aus Soma-
lia, unterstützt von AktivistInnen vor Ort,
zur Wehr setzten. 

Tschetschenische Flüchtlinge erleben ge-
schlossene Lager in Polen als Gefängnisse,
wo zudem Essen und insbesondere die me-
dizinische Versorgung völlig unzureichend
sind. Darüber hinaus ist die Gefahr der Ab-
schiebung in den Verfolgerstaat Russland
der Hauptgrund für die Weiterflucht in an-
dere europäische Staaten.

„In Polen wurde mein Asylantrag zweimal ab-
gelehnt. Dabei bin ich in Tschetschenien mehr-
mals inhaftiert und gefoltert geworden und ich
habe auch Nachweise von der Menschen-
rechtsorganisation emorial/Moskau, dass ich
und meine Familie bedroht werden. Aber Polen
schiebt in die Russische Föderation ab. Wenn
ich in Deutschland nicht bleiben kann werde
ich weiterreisen.“

Flüchtling aus Tschetschenien, in Berlin von
Kettenabschiebung über Polen bedroht

Gemeinsam aufstehen!

Widerstand gegen die innereuropäischen
Abschiebungen lohnt sich, ganz praktisch

gesehen. Denn die Dublin II-Verordnung hat
eine Besonderheit: es gibt eine Überstel-
lungsfrist (in der Regel von 6 Monaten),
innerhalb derer Deutschland die Abschie-
bung vollzogen haben muss. Gelingt dies
nicht, dann muss der Asylantrag in Deutsch-
land geprüft werden. 

Wir rufen auf, Flüchtlinge, die sich coura-
giert für ihre Rechte einsetzen, zu unter-
stützen! Setzt mit uns am 30. März ein Zei-
chen: Aufstehen gegen innereuropäische
Abschiebungen! Das meinen wir ganz prak-
tisch und fordern zu Zivilcourage auf: orga-
nisiert Kirchenasyl, um die Überstellungs-
frist von 6 Monaten zu überbrücken. Haltet
in Fliegern nach Rom, Mailand, Budapest
oder Malta die Augen offen, ob sich mögli-
cherweise unfreiwillige Passagiere im Flie-
ger befinden. Und wenn eine/r aufsteht –
stellt Euch solidarisch daneben! 

Wir wollen diese Einladung annehmen. Auf-
stehen gegen innereuropäische Abschie-
bungen ist ein erster Schritt. Eine der Sta-
tionen dieser gemeinsamen Reise wird der
30. März 2012 sein. Parallel an den Flughä-
fen Berlin, Düsseldorf, Frankfurt, Hamburg
und München werden Proteste gegen Ab-
schiebungen innerhalb Europas stattfinden. 

Vom 13.-22.Juli 2012 wird dann in Köln ein
antirassistisches Aktionscamp stattfinden
und am 21. Juli eine große Demonstration
am Flughafen Düsseldorf.

Stop deportation! 

Abschiebungen stoppen!

Für ein anderes Europa, 

das Willkommen heißt.

Am Freitag, 30.März 2012 in: 

+++ Berlin (Tegel) um 17 Uhr +++ Düssel-
dorf um 17 Uhr +++Frankfurt am Main
(Flughafenterminal 1) um 17 Uhr  +++
Hamburg (Flughafenterminal 1) um 18 Uhr
+++ München um 17 Uhr +++

Web: http://dublin2.info/

Kontakt: kampagne@dublin2.info

Dublin II

Die Dublin II-Verordnung regelt, welches
europäische Land für die Bearbeitung eines
Asylantrages zuständig ist. Sie folgt dabei
mit wenigen Ausnahmen dem Verursacher-
prinzip. Das Land, welches die Einreise des
Asylsuchenden „verursacht“ hat, weil seine
Botschaft ein Visum ausgestellt hat oder
weil es an der Grenze nicht ordentlich auf-
gepasst hat, soll für die Prüfung des Asylan-
trags zuständig sein. Stellt der Flüchtling ei-
nen Asylantrag in einem anderen Land und
wird dies etwa anhand eines Eintrags in der
europäischen Fingerabdruck-Datenbank
EuroDAC festgestellt, so erfolgt die Ab-
schiebung in den  „zuständigen“ Staat. Die
europäischen Zentralstaaten (an ihrer
Spitze Deutschland und Frankreich) haben
sich damit ihrer Verantwortung für Flücht-
linge auf Kosten der Staaten, die an den eu-
ropäischen Außengrenzen liegen, entledigt.
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Drei Tage der Wut in Griechenland - 
Eine kurze Zusammenfassung der Protestmobilisierungen

Der 11. Februar – zweiter Tag des landes-
weiten Generalstreiks- begann mit der Be-
setzung etlicher öffentlicher und Regie-
rungsgebäude, z. B. Rathäusern. Die Ge-
bäude wurden von Leuten besetzt, die zur
sofortigen Rücknahme des neuen Bailouts
aufrufen. Es existieren Stimmen, die bisher
nicht gehört wurden. Innerhalb und außer-
halb der Gefängnismauern ganz Griechen-
lands rufen sie dazu auf, die demokratische
Junta komplett zu zerstören, bis hin zur so-
zialen Revolution.

Seit drei Tagen besetzen Anarchist_in-
nen/Antiautoritäre und andere Unterstüt-
zer_innen die Juristische Fakultät im Zen-
trum Athens. Angestellte der psychiatri-
schen -und der Sondereinrichtungen des
Gesundheitswesens besetzten das Ge-
sundheitsministerium. Diese Angestellten
verteidigen nicht nur ihre eigenen Arbeits-
rechte, sie verteidigen auch das Existenz-
recht zehntausender psychiatrischer Pa-
tient_innen und deren Umgangsrecht mit
uns. Sie führen einen kollektiven Kampf ge-
gen die Kürzungsmaßnahmen, die ihren Pa-
tient_innen jegliche Überlebensgrundlage
entziehen. Diese Menschen bewegen sich
permanent auf dem schmalen Grat zum
Ausschluss, da die kapitalistische Welt sie
als “nutzlos”, “unproduktiv” und “proble-
matisch” betrachtet. Trotzdem die Forde-
rungen, die die Streikenden bisher stellen
nicht radikal sind, verdient ihre Besetzung
des Gesundheitsministeriums unsere voll-
ste Solidarität, denn allen voran schafften
sie es, die nackte Realität des institutiona-
lisierten sozialen Kannibalismus in diesem
Land und über seine Grenzen hinweg, of-
fenzulegen.

Um 11 Uhr (MEZ) war die besetzte Juristi-
sche Fakultät von einem Großaufgebot an
Polizeieinheiten (Polizeimannschaften und
Zivibullen) umstellt. Die Bullen durchsuch-
ten sogar die Taschen der Leute, die ver-
suchten in das besetzte Gebäude zu gelan-
gen. Am Morgen befanden sich 40 Kol-
leg@s in dem Gebäude. Drinnen sendete
die freie Radiostation 98 FM aus einem pri-
vaten Piratenstudio, das gestern dort ein-
gerichtet wurde (Kontaktnummer:+30 210
3688703). Die Demo startete von der Pro-
pylaea in der Paneptistimiou Straße. Zur
selben Zeit funktionierte weder die Web-
seite athens.indymedia.org, noch die Web-
seite der freien Radiostation aus Thessalo-
niki 1431am.org. Für Infos stand aber allen

der Chatroom#athens im chat.koumbit.net
offen. 
Die freie Radiostation von Mytilini spiegelte
die Updates aus der 98 FM Radiosendung.
Die U-Bahnstation Omonia blieb geöffnet
und so machte sich eine (eher benom-
mene) Menge in Richtung Syntagma Platz
auf. Gegen 12 Uhr (MEZ) erreichten alle
Demoblöcke den Syntagma Platz. Gemes-
sen am Ernst der Lage war das Ergebnis
nicht das erwartete. Die Stalinist_innen der
PAME verschwanden in der Filellinon
Straße, während die Polizeimannschaften
vor dem Denkmal des unbekannten Solda-
ten und dem Parlament standen.
Zu diesem Zeitpunkt schlossen sich insge-
samt 600 Antifas der Mittagsdemo gegen
Wehrpflicht und gesetzlich vorgeschriebe-
nen Militärdienst an, die im Thissio-Bereich
startete und auf dem Canningos Platz im
Zentrum Athens endete. 
Einer der Sprechchöre lautete: 
NIEMALS UND NIRGENDWO MEHR
SOLDATEN, FÜR DIE BOSSE ZIEHEN
WIR NICHT IN DEN KRIEG!

In Thessaloniki demonstrierten fast 1.000
Menschen (hauptsächlich von Basisgewerk-
schaften) und zogen von Kamara zum Ari-
stotelous Platz. Dort besetzten Demon-
strant_innen das “Olympion”-Gebäude, ein
historisches Kino im Stadtzentrum, um
drinnen eine offene Versammlung abzuhal-
ten und den Raum als Koordinationsbasis
für den Kampf der nächsten Tage zu nutzen.
In Athen protestierten um 13.30 Uhr schät-
zungsweise 5.000 Menschen vor dem Par-
lament. Bevor die Demo endete wurden
laut Berichten zwei Protestierende (wahr-
scheinlich ohne Personalausweis) außerhalb
der Juristischen Fakultät festgenommen.
Die Ermou Straße (eine der größten Ein-
kaufsmeilen Athens) im unteren Abschnitt
des Syntagma war trotz der Streikmobili-
sierungen mit potentiellen Käufer_innen,
die allein von ihren Konsumgelüsten und
Tourismusverlangen getrieben wurden, voll-
gestopt. Der letzte Demoblock zog sich aus
der Propylaea in der Panepistimiou Straße
zurück und der Straßenverkehr kehrte
schnell wieder zur Normalität zurück. 
Der anarchistische Block zog bald in die be-
setzte Juristische Fakultät. Einige blieben
noch eine Weile vor dem Denkmal des un-
bekannten Soldaten, wo sie den Polizei-
mannschaften direkt gegenüberstanden, die
dort aufgereiht waren, um ihre Bosse zu
beschützen.

Sobald athens.indymedia.org wieder er-
reichbar war, kamen die Nachrichten aus
Mytilini (Insel Lesvos). Dort protestierten
fast 200 Menschen in einer stillen Demo. In
einer Stadt, in der alle Läden geöffnet hat-
ten (und die gleiche Streikbrecherpraxis
spielte sich in auch in anderen Städten ab),
verteilten die Kolleg@s Texte, um den Klas-
senkampf zuzuspitzen.

In Patras leerten rund 30 Anarchist_innen
die Regale eines Supermarktes und verteil-
ten die enteigneten Produkte  unter den
Menschen, die sich in der Nähe eines
Open-Air-Marktes aufhielten. Später, wäh-
rend einer Demo, an der circa 1.000 Men-
schen teilnahmen, wurden in mehren Ban-
ken Geldautomaten und Überwachungska-
meras geschrottet. Eine Pfandleihe wurde
mit Steinen angegriffen, die Scheiben einer
Filiale der ZARA-Modekette wurden ein-
geworfen. Am vorigen Tag, 10. Februar, wur-
den zwei Goldaufkaufsläden (Pfandhäuser)
in der Korinthou Straße und am Olgas Platz
angegriffen. Die Bullen warfen Tränengas in
die Menge, doch den Protestierenden ge-
lang es, sich wieder auf dem Georgiou Platz
zu versammeln. Die Demo erreichte die
besetzte Präfektur und endete wieder auf
dem selben Platz. Der anarchistische Block
lief weiter, bis er sich vor der besetzten Pa-
rartima auflöste.

Zur späteren Stunde, gegen 19.45 Uhr fand
eine offene Versammlung in der besetzten
Juristischen Fakultät statt. Die Besetzer_in-
nen hielten alle Unterstützer_innen dazu
an, sich ihren Besetzungsaktivitäten, die als
Basis zur Ausweitung und Koordination des
Widerstands fungieren, anzuschließen.

In Ilion, Nord-West Athen, nahmen 150
Menschen an einem lokalen Protest teil.
Während der Demo wurden Parolen an
die Fassaden mehrerer Banken, des Rat-
hauses und den Lokalbüros der beiden do-
minierenden parlamentarischen Parteien
PASOK und Nea Dimokratia, geschrieben.
Auf der Insel Naxos trafen sich 30 Mitglie-
der der autonomen Versammlung am Hafen
der Stadt Naxos und verteilten Texte, die
von der Bevölkerungsrevolte handeln.
Es gab örtliche Demos in verschiedenen
Bezirken (vor allem in Attika), die zu den
Protesten gegen das Regime am Sonntag in
griechischen Städten mobilisierten, sowie
etliche Supermarkt-Enteignungen. Zu den
bedeutendsten direkten Aktionen des Tages
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kam es in Livadia, wo militante Antifa-
schist_innen eine geschlossene Versamm-
lung der ultrarechten Partei LA.OS. unter-
brachen und in Heraklion (Insel Kreta), wo
Anarchist_innen/Antiautoritäre am Vormit-
tag das örtliche Studio des Mainstreamsen-
ders KretaTV besetzten. Sie unterbrachen
die Nachrichtensendung und verbreiteten
stattdessen einen Aufruf zum General-
streik, auf dem Bildschirm stand: “Kapita-
lismus oder Revolution”. Im Anschluss an
diese Aktion zogen sie vor das Alikarnassos
Gefängnis. Dort verweilten die Kolleg@s
etwa eine halbe Stunde und riefen Solipa-
rolen für die Gefangenen des Kampfes.

Zu den Zahlen der Menschen, die sich am
13.2. auf den Straßen und Plätzen des Lan-
des zusammenfanden gibt es unterschied-
liche Schätzungen. In Athen gingen mehr als
500.000 Menschen auf die Straße, obwohl
eine Schätzung sehr schwierig ist. Allerdings
waren, bevor die Polizei angriff, alle Straßen,
die zum Syntagma führen und der Platz
selbst voll und mehrere tausend kamen
noch zu Fuß aus den Nachbarbezirken
oder mit Bussen und Zügen hinzu. Eine
halbe Stunde bevor die Demo startete wa-
ren die U-Bahnhöfe und Bushaltestellen
voll mit Menschen, die darauf warteten in
ein Fahrzeug zu gelangen, das sie ins Zen-
trum bringen würde.

In fast allen Städten gab es Kundgebungen
und Massendemos. In Heraklion auf Kreta,
einer Stadt, die den traurigen Rekord der
jüngst ausgebrochenen Selbstmordwelle
hält, gingen allein 30.000 Menschen auf die
Straße. Landesweit schlugen die Demon-
strationen in Gewalt um, Menschen zer-
störten Banken oder besetzten Regie-
rungsgebäude, z. B. in Volos wo die Euro-
bank niedergebrannt und das Rathaus
(wahrscheinlich von parastaatlichen Ver-
brechern) angezündet wurde. Auf Korfu
griffen Menschen die Büros der regionalen
Abgeordneten an und verwüsteten sie. Das
Rathaus von Rhodes wurde während der
Demo besetzt und ist es immer noch. Das
sind ein paar solcher Aktionen.
Am frühen Nachmittag, als die Besetzer_in-
nen der Juristischen Fakultät vom besetz-
ten Gebäude zum Syntagma demonstrieren
wollten, griff die Polizei sie an und zer-
sprengte ihren Block. In der Nacht ver-
suchten die Bullen mehrere Male die Juri-
stische Fakultät zu stürmen und benutzten
sogar Gummigeschosse.

Noch lange bevor der überwiegende Teil
der Demonstrant_innen, die sich noch auf
ihrem Weg befanden, ankam, griff die Poli-
zei die Menschenmenge auf dem Syntagma
Platz mit einem Großaufgebot an. Sie setz-

ten körperliche Gewalt, chemische Gase
und Schockgranaten ein. Nach dem Angriff
konzentrierte sich ein großer Teil der De-
monstration in der Amalias, Fillelinon, Er-
mou, Mitropoleos und Karageorgi Straße.
Mehr als fünf Stunden lieferten sich die
Menschen Strassenschlachten mit der Poli-
zei, mit dem Ziel wieder auf den Syntagma
Platz zurück zukehren. Weitere Menschen
errichteten große Barrikaden quer über
den Korai Platz, der Stadiou und der Pane-
pistimiou Straße. Sie versuchten sich zum
Syntagma durchzukämpfen oder sich vor
den Polizeiangriffen zu schützen. In der Pa-
neptisitmiou Straße konzentrierten sich
viele Polizeikräfte auf die Barrikaden vor
der Athener Universität. Es kam zu Kopf-
an-Kopf Zusammenstößen zwischen ihnen
und den Menschen, die ihre Barrikade vor
den Propyläen verteidigten.
DELTA- und andere Einheiten der Motor-
radpolizei stürmten mehrmals und vorwie-
gend in der Mitropoleos Straße in die
Menge; die MAT-Bereitschaftspolizei tat das
auch mehrmals, aber die Dinge liefen auch
anders herum. Abgesehen von den Barrika-
den und den größeren Gruppieren der
Leute, zerstreuten sich die Demon-
strant_innen in etliche Kleingruppen, die
sich Auseinandersetzungen mit Kleingrup-
pen der Polizei lieferten oder liefen herum
auf der Suche nach einer Barrikade oder
größeren Gruppen, der sie sich anschließen
konnten.
Die Mehrheit der Parlamentarier_innen
(199) stimmten nach Mitternacht für die
neuen Kürzungsmaßnahmen, die (neben an-
deren Maßnahmen) eine 22%-ige Kürzung
der Gehälter und die Kürzung des Min-
destlohns auf etwas über 400 Euro im Mo-
nat, beinhaltet und das alles, während sich
die Zahl der Arbeitslosen innerhalb der
letzten 16 Monaten verdoppelt hat (auf
über 20 % seit November 2011).
Im Laufe des Tages wurden 77 Demon-
strant_innen festgenommen und mehr als
50 Menschen, die von der Polizei verletzt
wurden, mussten im Krankenhaus behan-
delt werden. Die Leute, die am Freitag, 10.
Februar, festgenommen wurden, wurden
alle gegen Kaution entlassen (weitere Infos
werden, wenn vorhanden, folgen).

Demonstrant_innen griffen in der Nacht
mehrere Banken, Regierungsgebäude und
zwei Polizeiwachen (Akropolis- und Exar-
chia-Wache) an. Gleichzeitig wurde das
Athener Rathaus besetzt aber kurz darauf
von konzentrierten Polizeikräften, die die
Besetzer_innen festnahmen, gestürmt.
Plünderungen und Zerstörung von Eigen-
tum waren Teil der Wut. Mehr als 40 Ge-
bäude gingen in Athen in Flammen auf, wäh-
rend öffentliche Gebäude überall in Grie-

chenland immer noch besetzt gehalten
werden. Die Besetzer_innen der Juristi-
schen Fakultät verfassten eine Erklärung, in
der sie alle Menschen dazu aufriefen auf die
Straße zu kommen und weiterzukämpfen.
Trotzdem endete die Besetzung in den frü-
hen Morgenstunden des 13. Februars.

Text der Besetzer_innen 
der Juristischen Fakultät

Nach so vielen Jahren des Schweigens…
Kannst du dich überhaupt noch ans
Schreien erinnern?
Lasst uns etwas klarstellen: Nach unserem
Feind suchen wir weder im Gesicht Papa-
demos, noch in der BRD, der IWF, den Im-
perialist_innen oder den Bankiers. Keine
Regierung wird jemals fähig sein uns zu re-
präsentieren, denn wir streben den Kollaps
aller Autorität an. Für uns schließt Autorität
nicht nur Staat und Kapital ein sondern
beinhaltet auch die Herrschaftsstrukturen
(Schule, Familie, Vaterland, Religion, Ge-
schlecht), die der Alltag und die zwischen-
menschlich-sozialen Beziehungen produ-
zieren, ob erzwungen oder freiwillig, insti-
tutionell oder nicht staatlich.
Autoritäre jeglicher Couleur sollten wis-
sen, dass unsere Wünsche nicht an den
Grenzen enden werden, die die dominante
Ideologie der Miesmacherei und des Kom-
promisses aufgestellt hat. Die Sackgasse der
Kämpfe der Anspruchsstellenden, die da-
nach streben, die Lebensbedingungen
innerhalb der Institutionen zu verbessern,
führt objektiv zu einem Kreislauf aufständi-
scher Prozesse. Für uns, die es sich nicht
wünschen, an unsere Arbeitsplätze und zur
Routine zurückzukehren sondern das Ei-
gentum und die hierarchischen Beziehun-
gen der Produktion zu zerstören, gibt es
nur einen Weg: sich auf der Straße zu tref-
fen, in wilden Streiks und selbstorganisier-
ten besetzten Räumen.
Lasst uns den Aufstand entfachen, anstatt
die Zeit des Systems zu verlängern.
Mit besetzten Räumen, Sabotage, Angriffen,
Enteignungen, kontinuierlicher Solidarität
mit allen, die sich widersetzen, mit politi-
schen Gefangenen, Immigrant_innen, sowie
antifaschistischen Aktionen…

Besetzer_innen der 
Juristischen Fakultät

11. Februar 2012

Quelle: Contra Info
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Neue Erkenntnisse zum Tod von 

Benno Ohnesorg
Vor bald 45 Jahren wurde Benno Ohnesorg
anlässlich einer Demonstration gegen den
Schah aus Persien am 2. Juni 1967 erschos-
sen. Der Polizist, der die tödlichen Schüsse
auf Benno abfeuerte, hieß Kurras.
Der Berliner Senat und die Springerpresse
rechtfertigten ebenso wie die damalige
Bundesregierung diese Tat.
Logisch und konsequent ist aus herrschen-
der Sicht, dass der Polizist Kurras wegen
der Erschießung Benno Ohnesorgs freige-
sprochen wurde.

Jetzt schrieb „Der Spiegel" vom 4/2012 ,
dass „...die Polizei offenbar gezielt Benno
erschoss, den Schützen Karl-Heinz Kurras
deckte, sogar die Leiche des Opfers wurde
manipuliert."
Gezielt erschossen, heißt „dass Kurras den
Schuss offensichtlich unbedrängt aus näch-
ster Nähe und umgeben von mehreren Po-
lizisten abgegeben hat." Bei dieser Exeku-
tion war auch sein damaliger Einsatzleiter
anwesend.

„Auf einer bislang unbekannten Filmse-
quenz,... ", sieht man Kurras „...mit ruhigen
Schritten in Richtung Ohnesorg gehen,
während sich in seiner Hand ein pistolen-
förmiger Gegenstand abzeichnet..."
Der am Ort des Geschehens im Innenhof
eines Hauses der Berliner Krumme Straße
verantwortliche Einsatzleiter, der Staats-
schutzbeamte Helmut Starke, hatte als Kur-
ras' Vorgesetzter erklärt, er habe den
Schützen erst erheblich später gesehen.
Nun zeigen Fotos den leitenden Beamten
der Berliner Polizei wenige Meter von der
Stelle entfernt, an der Kurras aus kurzer
Distanz den Schuss abgefeuert hat. Damals
wurden diese Aufnahmen und Akten be-
wusst von den Herrschenden unterschla-
gen
„Auf einem weiteren bislang unbekannten
Bild ist die Situation der Schussabgabe zu
sehen. Dabei stützt sich Kurras mit der lin-
ken Hand auf einen Kollegen der Polizei,
während er mit der rechten Hand schießt.
Der Name des Kollegen ist offenbar gezielt
aus den Akten herausgehalten worden, er
wurde nie vernommen Ebenfalls nicht ver-
nommen wurden drei Schutzpolizisten, die
wahrscheinlich noch nach dem tödlichen
Treffer auf den bereits am Boden liegenden
Ohnesorg eingeprügelt hatten. Ihre Namen
sind bis heute nicht ermittelt." (alle Zitate
aus dem Spiegel) Bennos Leiche wurde ma-
nipuliert 

Im Krankenhaus Moabit entfernten Ärzte
Schädelteile um das Einschussloch herum
und nähten die Kopfhaut wieder zu. Im To-
tenschein ist als Todesursache angegeben:
"Schädelverletzung durch stumpfe Gewalt-
einwirkung." Dies, so sagte jetzt der damals
diensthabende Arzt Homayoun T., der der
Sohn des damaligen iranischen Wirt-
schaftsministers war und der den Toten-
schein ausstellte, habe er "...nicht aufgrund
eigener Feststellungen, sondern auf Anwei-
sung meines damaligen Chefs
gemacht."(ebenda)

Selbst der Bundestagsabgeordnete Hans-
Christian Ströbele von den Grünen sieht
einen hinreichenden Verdacht, dass es sich
bei der Erschießung von Benno Ohnesorg
um eine vorsätzliche Tat mit Tötungsabsicht
gehandelt habe".

Rolf Heißler, schilderte Anfang der neunzi-
ger Jahre, zu dieser Zeit Jahre inhaftiert ins-
gesamt über 20 Jahre, die Erschießung von
Benno so:
„ ...mein leben beginnt eigentlich erst am
2.6.67... ich lief unter diesen roten fahnen
mit, vermutlich aus empörung über das er-
ste bewusst wahrgenommene staatsver-
brechen und dessen rechtfertigungsversu-
che. am 2. 6. waren in westberlin die de-
monstranten gegen den schahbesuch —
der schah, verantwortlich für folter und
mord an zehntausenden im iran — von po-
lizei und savak-agenten brutalst ausein-
andergetrieben worden. benno ohnesorg
wollte sich in sicheiheit bringen und war auf
der flucht in einem hinterhof erschossen
worden, obwohl er niemanden bedroht
und gar angegriffen hatte."

„seine ermordung war damals für mich der
grund, mich mit diesem staat und meinem
oberflächlichen heile—welt—bild zu be-
schäftigen.... ich lernte erstmals die ge-
schichte und die welt mit den augen der
ausgebeuteten und unterdrückten kennen,
in der schule oder zu hause war das total
ausgeblendet gewesen, der deutsche impe-
rialismus, der nazismus, die situation in den
drei kontinenten, kolonialismus, kapita-
lismus, sozialismus, kommunismus, anar-
chismus, befreiungskriege, die brd als nach-
folgestaat des „tausendenjährigen reiches”
immer auf der falschen seite. vietnam, die
palästinenserinnen trugen den krieg in den
metropolen, che, fidel, die tupamaros, die
black panther, die befreiungsbewegungen,....

eine totale aulbruchsstituation und —stim-
mung. du hast gefühlt und gesehen, es sind
überall menschen wie wir, die es jetzt sel-
ber in die hand nehmen, daß alles anders
wird, ich habe damals selbst gar keine vor-
stellung gehabt, wie, aber ich war ganz si-
cher, dass wir es können und rauskriegen
werden, wenn wir immer nur weiter su-
chen." (Rolf)

Ausblick
Wir meinen, wir können die Erschießung
von Benno auch als gezielte Hinrichtung
und Mord bezeichnen.

Auch in den Prozessen um die Hinter-
gründe des Todes von Oury, der gefesselt
auf einer Matraze liegend angeblich in einer
Polizeizelle 2005 sich selbst anzündete,
wird die Wahrheit unterdrückt und mani-
puliert. Als Demonstrantinnen deshalb fol-
gerichtig am 7. Todestag in Dessau riefen
„Oury Jalloh — das war Mord " wurden sie
von der Polizei angegriffen und teilweise
krankenhausreif geschlagen.

Selbst die TAZ, die sonst alles bekämpft,
was links von den Grünen steht, zieht Pa-
rallelen zur Erschießung von Wolfgang
Grams. Wolfgang wurde am 27. 6. 93 in Bad
Kleinen bei seiner Festnahme erschossen.
"Die Leiche von Grams wurde manipuliert,
Tatortspuren verschwanden,...Der Ver-
dacht, Grams könnte regelrecht exekutiert
worden sein, wurde trotzdem ent-
sorgt....Angesichts der jetzt aufgedeckten
Vorfälle um den Tod Ohnesorgs möchte
man ....raten, sich nicht so sehr festzulegen"
(TAZ, 27. 1. 12)

Weil wir die staatlich verordnete Selbst-
mordthese anlässlich der Stammheimer To-
desnacht vom 18. Oktober 1977 hinter-
fragten, hatte unsere Zeitschrift diverse
Verfahren.

Da es bekanntlich noch viele weitere un-
geklärte Todesfälle gibt, heißt die Devise
weiter wachsam zu bleiben, den Lügen der
Herrschenden nicht zu glauben und nicht
locker lassen, wie Rolf schrieb „weiter zu
suchen", bis alles aufgeklärt ist.

Redaktion des 
„Gefangenen Info"
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Wir sind ein autonomer Zusammenhang
aus Hamburg, der sich zum Ziel gesetzt hat,
in den nächsten Ausgaben der ZECK re-
gelmäßig einige Seiten zu antimilitaristi-
schen Themen zu gestalten. Zum Einstig ha-
ben wir einen Text aus der Oldenburger Al-
hambra-Zeitung geklaut, der sich mit der
Umstrukturierung der Bundeswehr befasst
und etwas für die Hamburger Besonderheit
umgeschrieben. Inhaltlich beziehen wir uns
auf die europaweite Kampagne „War starts
here“, die zum Markieren, Blockieren und
Sabotieren der kriegerischen Normalität
aufruft.

Bundeswehr im Wandel

Die wohl umfassendste Umstrukturierung
der Bundeswehr ist mit der Neuverteilung
der Bundeswehreinheiten und der Auflö-
sung von etwa einem Drittel aller Bundes-
wehrstandorte in Deutschland  in die End-
phase eingetreten.
Seinen Beginn hatte die Neuausrichtung
der Bundeswehr mit dem Zerfall des Ost-
blocks 1990 und der Auflösung des War-
schauer Paktes am 1. Juli 1991. Aber anstatt
sich ebenfalls aufzulösen, weil der große
Gegenspieler abdankte, verabschiedete die
NATO schon am 8.11. desselben Jahres ein
Grundsatzpapier, um das Militärbündnis
neu auszurichten. Schon damals wurde so-
fort festgeschrieben, dass zukünftig so ge-
nannte „out of area“, also Einsätze außer-
halb des NATO-Gebietes, möglich sein soll-
ten und das alle Mitgliedsstaaten so ge-
nannte „Sofort- und Schnellreaktions-
kräfte“ aufbauen sollten. Dies galt natürlich
auch für Deutschland, das im Grundgesetz
zwar festgeschrieben hatte, dass es lediglich
eine Armee zur Landesverteidigung auf-
stellen darf, dies wurde aber in kürzester
Zeit politisch umgedeutet. Grund hierfür
war der Gedanke, dass das wiederverein-
igte Deutschland auch international wieder
eine „angemessene“ Rolle spielen sollte.
Im Klartext also nichts anderes als ein
wiedererstarktes Großmachtstreben des
deutschen Staates in der Welt. Die deut-
sche Regierung stand dabei sozusagen „Ge-
wehr bei Fuß“ und verabschiedete durch
Volker Rühe, den damaligen Verteidigungs-
minister, schon im Januar 1992 den Aufbau
von „Krisenreaktionskräften“ (KRK). Rühes
Nachfolger Stoltenberg formulierte im No-
vember mit den „Verteidigungspolitischen
Richtlinien“ (VPR) die Aufgaben der
„neuen“ Bundeswehr wie folgt: Die BW

müsse u.a. „die Aufrechterhaltung des
freien Welthandels und des ungehinderten
Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in al-
ler Welt“ sichern. Was nichts anderes heißt,
als dass die BW umstrukturiert wird, um
deutsche Wirtschaftsinteressen in aller
Welt zu schützen. In den VPR wird weiter-
hin beschrieben, dass das Ansehen und der
„politische Handlungsspielraum Deutsch-
lands und das Gewicht, mit dem die deut-
schen Interessen international zur Geltung
gebracht werden“ vom militärischen Enga-
gement Deutschlands abhängen. Der poli-
tische Machtanspruch Deutschlands wird
hier also ganz klar über militärische Ein-
sätze definiert. In den folgenden Jahren
wurden innerhalb der BW massive Verän-
derungen vorgenommen. Da die Bundes-
wehr als Verteidigungsarmee bis dahin auf
eine Konfrontation mit den Streitkräften
des Warschauer Paktes ausgerichtet war,
mussten in allen Truppenteilen Anpassun-
gen vorgenommen werden, um eine von
nun an auf Kriege außerhalb des eigenen
Territoriums ausgerichtete Armee zu schaf-
fen. Der Aufstellung und Ausrüstung der
KRK wurde hierbei größte Priorität beige-
messen. Bis 1999 wurde so eine Truppen-
größe von 50 000 Soldat_innen der KRK
erreicht.

In den folgenden Jahren wurde diese Ent-
wicklung zum Einen durch Diskurse ver-
schärft, die in Sätzen wie dem von Volker
Rühe mündeten, als er am 5.12.2002 sagte:
„Die Sicherheit der Bundesrepublik wird
auch am Hindukusch verteidigt.“ Zum An-
deren wurde diese Entwicklung durch eine
massive Vergabe von neuen Rüstungspro-
jekten für alle Teilstreitkräfte vorangetrie-
ben.

Den meisten dürfte hierbei wohl am ehe-
sten der Eurofighter und das neue Trans-
portflugzeug A 400 M im Gedächtnis sein.
Dies sind aber nur Hotspots von einer Viel-
zahl von Neuanschaffungen. Immer im Hin-
blick auf die schnelle Verlegbarkeit und die
neue „Aufgabenstellung“, Kriege mittlerer
Intensität und Besatzungsaufgaben erfüllen
zu wollen, wurde hier sozusagen ein rü-
stungspolitisches Gesamtpaket geschnürt.
Um etwas konkreter zu werden: Für das
Heer wurden neue Artillerie, Schützenpan-
zer (Puma), die Transporthubschrauber
NH90, der Kampfhubschrauber „Tiger“
und das Gruppentransportkraftfahrzeug
(GTK) Boxer angeschafft. Diese Geräte
sind alle so konstruiert, dass sie in den 60

neuen AIRBUS A 400 M problemlos in kür-
zester Zeit überall in die Welt verschickt
werden können. Die ersten dieser neuen
Flugzeuge sollen Ende 2012 ausgeliefert
werden.

Darüber hinaus wurden neue Waffensy-
steme zur Unterstützung der Bodentrup-
pen entwickelt und angeschafft. Vom neuen
Raketenwerfer MEADS, der Bodentruppen
vor Granat- und Raketenbeschuss schützen
soll, über die erstmalige Anschaffung des
neuartigen Marschflugkörpers „Taurus“,
der auf große Distanz Ziele mit 500 kg
schweren Gefechtsköpfen angreifen kann,
bis hin zu hochmodernen U-Booten, die
drei Wochen ohne aufzutauchen, durch ein
neues Antriebssystem fast geräuschlos, die
verbesserten Torpedos „Seehecht“ einset-
zen können. Diese U-Boote wiederum
schützen die neuen Fregatten und Korvet-
ten, die in den nächsten Jahren ausgeliefert
werden sollen (was sich zum Glück durch
technische Pannen immer wieder verzö-
gert). Diese sollen wiederum von See aus
in der Lage sein, Bodentruppen an Land mit
Marschflugkörpern und Raketen zu unter-
stützen. Was wir mit diesem zugegebener-
maßen eher langweiligen technischen De-
tails ausdrücken wollen, ist, dass die
Bundeswehr ein sehr klares, umfassendes
und aufeinander abgestimmtes Programm
umsetzt, welches sie in naher Zukunft (und
damit meinen wir eher in fünf als in zehn
Jahren) dazu befähigt, noch mehr als heute
schon, jederzeit Kriegseinsätze innerhalb
weniger Tage überall auf dem Globus und
auch über längere Zeiträume hinweg
durchzuführen und dies auch vorhat. Dies
sind keine Sandkastenspiele, sondern ganz
reale Bedrohungen, die da auf uns bzw.
wohl eher auf viele Menschen außerhalb
Europas zukommen.

Diese Entwicklung steht natürlich nicht im
luftleeren Raum, sondern geht einher mit
den Transformationen innerhalb des euro-
päischen Militärs und der NATO. EU-Batt-
legroups, NATO QuickReactionForce u.a.
sind da nur Schlaglichter. Neben den so ge-
nannten „Bündnisverpflichtungen“ verfolgt
die deutsche Regierung seit Jahren aber na-
türlich auch eigene Interessen. Wirtschaft-
lich und geostrategisch engagiert sie sich
sowohl im Nahen und Mittleren Osten als
auch in Osteuropa und punktuell in Asien.
Symptomatisch für die neue Außenpolitik,
wie sie für die Zukunft gelten wird, ist
weiterhin das Engagement in Ostafrika. Seit

War starts here – let's stop it here!


















